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Antrag 

der Abgeordneten Hans-Ulrich Pfaffmann, Annette Karl, Natascha 
Kohnen, Bernhard Roos, Andreas Lotte, Reinhold Strobl, Susann 
Biedefeld SPD 

Kommunen bei Luftreinhaltung unterstützen – Bayernweite Um-
stellung des ÖPNV auf Elektrobusse mitfinanzieren 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die bayerischen Kommunen 
bei der Einhaltung der europarechtlich festgelegten Grenzwerte für 
Stickoxide zu unterstützen, indem sie die bis zu 80-prozentige Bun-
desförderung der Mehrkosten bei der Anschaffung von Elektrobussen, 
mit dem Ziel einer zügigen bayernweiten Umstellung des öffentlichen 
Personennahverkehrs auf Elektrobusse, mit Finanzmitteln des Frei-
staates auf 100 Prozent der Mehrkosten ergänzt und ggf. die EU-
beihilferechtlich vorgeschriebenen Voraussetzungen dafür schafft. 

 

 

Begründung: 

Die bereits seit dem Jahr 2010 europaweit geltenden Grenzwerte für 
Stickoxide können auch in vielen bayerischen Städten trotz Fortschrit-
ten in diesem Bereich nicht eingehalten werden. 

Nach der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts in Leipzig am 
27.02.2018 zur Möglichkeit für die Kommunen zur Verbesserung der 
Luftqualität im Sinne des Europarechts Fahrverbote zu verhängen, 
müssen die Kommunen durch Bund und Länder unterstützt werden. 

Die EU-Kommission hat der Bundesrepublik Deutschland mit dem Ziel 
der Luftreinhaltung genehmigt, Elektrobusse und entsprechende La-
destationen bis 2021 mit 70 Mio. Euro zu fördern. Der Bund wird dem-
nach bis zu 80 Prozent der Mehrkosten bei der Anschaffung von 
Elektrobussen tragen. Vor diesem Hintergrund und aus der Zustän-
digkeit der Bundesländer ergibt sich im Zuge der Fortschreibung der 
Luftreinhaltepläne sinnvollerweise eine Ergänzung dieser Bundesför-
derung mit eigenen bayerischen Finanzmitteln, um die Kommunen zu 
befähigen geltenden europarechtlichen Verpflichtungen nachzukom-
men bzw. eine Klage durch die EU abzuwenden. 

Darüber hinaus ist die Umstellung des ÖPNV auf Elektrobusse, auch 
im Sinne der vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit langfristig angestrebten „Verkehrswende“ eine 
effektive und nachhaltige Maßnahme. Dadurch kann eine verbesserte 
Luftqualität erreicht, ein Beitrag zur Gesundheit der bayerischen Bür-
gerinnen und Bürger geleistet und im Sinne der Autofahrerinnen und 
Autofahrer die Möglichkeit geschaffen werden durch derlei Maßnah-
men Fahrverbote zu vermeiden. 

 



 

17. Wahlperiode 05.06.2018 Drucksache 17/22687 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter 
www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur 
Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, 
Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie 

Antrag der Abgeordneten Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Annette Karl, Natascha Kohnen u.a. SPD 
Drs. 17/21443 

Kommunen bei Luftreinhaltung unterstützen - 
Bayernweite Umstellung des ÖPNV auf Elektro-
busse mitfinanzieren 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Annette Karl 
Mitberichterstatter: Sandro Kirchner 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wirt-
schaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Ver-
kehr, Energie und Technologie federführend 
zugewiesen. Der Ausschuss für Umwelt und 
Verbraucherschutz, der Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen und der Ausschuss 
für Bundes- und Europaangelegenheiten so-
wie regionale Beziehungen haben den Antrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 81. Sitzung am 12. April 2018 bera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Umwelt und Verbraucher-
schutz hat den Antrag in seiner 85. Sitzung 
am 17. Mai 2018 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Antrag in seiner 197. Sitzung 
am 17. Mai 2018 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

5. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
den Antrag in seiner 76. Sitzung am 5. Juni 
2018 mitberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Hans-Ulrich Pfaffmann, Annette Karl, 
Natascha Kohnen, Bernhard Roos, Andreas Lotte, Reinhold Stro-
bl, Susann Biedefeld SPD 

Drs. 17/21443, 17/22687 

Kommunen bei Luftreinhaltung unterstützen – Bayernweite Um-
stellung des ÖPNV auf Elektrobusse mitfinanzieren 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, eine Europaangelegenheit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – 

Sehe ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Dann ist das so beschlossen. Der 

Landtag übernimmt damit diese Voten.
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